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Vorwort der Detmolder Regierungspräsidentin 
Marianne Thomann-Stahl

Sehr geehrte Leserin, sehr geehrter Leser,

die bald 200-jährige Geschichte der Bezirksregierung Detmold und ihrer Vorgängerbehörde in 
Minden ist mit der Historie Ostwestfalen-Lippes eng verbunden. Das gilt ebenso für die nach wie 
vor belastende Zeit des Nationalsozialismus. Auch unsere Behörde war damals in das Handeln des 
nationalsozialistischen Unrechtsregimes eingebunden. Als moderne Verwaltung des 21. Jahrhun-
derts fühlen wir uns verp� ichtet, an die Vergangenheit zu erinnern und die wechselvolle Historie 
unserer Behörde zu beleuchten. Dazu gehört auch ein kritischer Blick in dieses herausfordernde 
Kapitel Zeitgeschichte. Diese Broschüre soll daher einen Beitrag zur historischen Aufarbeitung 
und Aufklärung leisten. 

Es war uns ein großes Anliegen, diese Publikation herauszugeben. Denn nur wenn wir unsere 
Vergangenheit kennen und uns den daraus erwachsenden Verp� ichtungen bewusst sind, können 
wir unsere Zukunft verantwortungsvoll gestalten. Wichtig ist es, sich das Wissen um die Ereig-
nisse in dieser unheilvollen Zeit bewusst zu machen. Ein re� ektiertes Geschichtsbewusstsein ist 
Voraussetzung für eine historische Orientierung im Sinne demokratischen Verwaltungshandelns 
in der Zukunft. 

Mein herzlicher Dank geht an die Autorin der Broschüre, an die Historikerin Dr. Hedwig Schrulle. 
Sie ist Expertin für dieses � ema und hat sich in ihrer Dissertation „Verwaltung in Diktatur und 
Demokratie“ aus dem Jahr 2008 bereits intensiv mit der Geschichte der Bezirksregierungen Müns-
ter und Minden/Detmold auseinandergesetzt. In dieser Broschüre erläutert sie den geschichtlichen 
Kontext zur Zeit des NS-Unrechtssystems, um auf dieser Grundlage das Handeln der damals 
verantwortlichen Personen historisch zu bewerten und einzuordnen. 

Mit der vorliegenden Publikation, wollen wir Sie, verehrte Leserinnen und Leser, dazu einladen, 
sich über die Geschichte der Bezirksregierung Minden/Detmold zur Zeit des Nationalsozialismus zu 
informieren. Zur Erläuterung sei angemerkt, dass im Text immer von der Bezirksregierung Minden als 
Vorgängerregierung unserer heutigen Bezirksregierung Detmold die Rede ist. Dies ist historisch 
darin begründet, dass Minden von 1816 bis 1947 – also auch zur Zeit des Nationalsozialismus – 
der Hauptsitz des damaligen Regierungsbezirks war. Nach dem Beitritt Lippes zum Land Nord-
rhein-Westfalen im Jahr 1947 wurde der Sitz der Bezirksregierung dann nach Detmold verlegt.

Ich wünsche Ihnen eine interessante und aufschlussreiche Lektüre.

Es grüßt Sie Ihre
Regierungspräsidentin

Marianne � omann-StahlMarianne � omann-Stahl
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Einleitung

„Es wird heute in der Ö� entlichkeit allen Persönlichkeiten, die während der Jahre 1933-1945 im 
ö� entlichen Leben gestanden haben, der Vorwurf gemacht, dass sie ihre Tätigkeit – hauptsäch-
lich in der Verwaltung – zur Stützung der Herrschaft der Nationalsozialisten benutzt hätten und 
dadurch mitschuldig seien an der Katastrophe, die über unser Vaterland gekommen ist. In dieser 
Verallgemeinerung ist der Vorwurf nicht berechtigt, wie ich für meine Person im Nachfolgenden 
und an Hand der beigelegten Bescheinigungen nachweisen werde.“

Mit diesen Worten wies der ehemalige Mindener Regierungspräsident Adolf Freiherr von Oeyn-
hausen im Entnazi� zierungsverfahren seine Verstrickung in das nationalsozialistische Unrechts-
regime zurück und begründete seine Rechtfertigung damit, dass die Beamtenschaft „jedem 
Staatssystem zu dienen“ habe. In den beigefügten eidesstattlichen Erklärungen hoben ehemalige 
Mindener Beamte die „anständige, sachliche, aufrechte Haltung der Mindener Regierung“ hervor. 
Die Regierung Minden habe „bis zum Abgange des Präsidenten von Oeynhausen als die innerlich 
am meisten unabhängige und als die im parteipolitischen Sinne rückständigste in ganz Preußen“ 
gegolten. „Alle Beamten, die Wert legten auf korrekte, sachliche, gewissenhafte Amtsausübung 
im überkommenen Sinne, betrachteten es als ein Glück, der von Frhr. v. Oeynhausen geleiteten 
Regierung zugewiesen zu werden.“ 1

Diese Aussagen der höheren Mindener Beamten spiegeln die typischen Selbstentlastungsbemühungen 
zahlreicher Verwaltungseliten nach dem Zusammenbruch des »Dritten Reiches« wider. Sie gingen 
von einem kon� iktträchtigen Gegensatz zwischen Partei und Staat aus, wobei der Partei das ideolo-
gisch aufgeladene Handeln und die Unrechtsmaßnahmen, der Verwaltung dagegen ein stets sachlich 
korrektes und an Recht und Gesetz orientiertes Handeln zugeschrieben wurden. Die Forschung hat 
den vermeintlich starren Gegensatz zwischen Partei und Staat widerlegt. Zwar gab es zahlreiche Kon-
kurrenzkon� ikte zwischen Partei- und Staatsdienststellen, doch letztlich prägten Arbeitsteilung und 
Kooperation die Beziehungen, gerade auf der lokalen und regionalen Ebene. Den Bezirksregierungen 
als staatlicher Mittelinstanz � el bei der totalitären Durchdringung der Gesellschaft und beim Vollzug 
von Unrechtsmaßnahmen eine wichtige Rolle zu, denn das Expertenwissen, die bürokratische E�  zienz 
und die Leistungsfähigkeit der Beamten waren für das NS-Regime unverzichtbar. 

Im Folgenden geht es um den Beitrag, den die Mindener Bezirksregierung zur Stabilisierung des 
NS-Regimes und zur Durchsetzung des nationalsozialistischen Herrschaftsanspruchs leistete. Sie 
wurde in der NS-Zeit von zwei Regierungspräsidenten geleitet: von Adolf Freiherr von Oeynhau-
sen (1933-1943) und Dr. Günther Graf von Stosch (1943-1945). Welche Leitlinien bestimmten ihr 
Verwaltungshandeln im Spannungsfeld zwischen äußerem Druck und freiwilliger Selbstanpassung? 
Wie nutzten sie bei der Umsetzung politischer Programme und bei der Durchführung von Unrechts-
maßnahmen ihre Handlungsspielräume, denn auch in einem diktatorischen System sind die Ver-
waltungseliten keineswegs nur „kritiklose Befehlsempfänger“ 2 und technische Vollzugsorgane. Die 
folgenden Ausführungen basieren auf den Ergebnissen meiner Dissertation „Verwaltung in Diktatur 
und Demokratie. Die Bezirksregierungen Münster und Minden/Detmold von 1930 bis 1960.“

1  Alle Zitate aus den Entnazifi zierungsunterlagen von Oeynhausens in: Landesarchiv NRW Hauptstaatsarchiv Düsseldorf NW 1056-676.
2  Alf Lüdtke, Funktionseliten. Täter, Mit-Täter, Opfer? Zu den Bedingungen des deutschen Faschismus, in: ders. (Hg.),

 Herrschaft als soziale Praxis. Historische und sozialanthropologische Studien, Göttingen 1991, S. 559-590, hier S. 567.
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Regierungspräsident Adolf Freiherr von Oeynhausen

Die Einsetzung Adolf Freiherr von Oeynhausens zum Regierungspräsidenten in Minden erfolgte in der 
Phase der nationalsozialistischen Machteroberung und -sicherung, bei der „revolutionäre Aktionen von 
unten und scheinlegale, administrative Maßnahmen von oben“ ineinander gri� en. 3 Hier müssen einige 
Stichworte genügen, um die historische Situation zu skizzieren: Nach seiner Ernennung zum Reichs-
kanzler am 30. Januar 1933 und der Au� ösung des Reichstages zwei Tage später konnte Hitler bis zu 
den Neuwahlen am 5. März mit Notverordnungen regieren. Von besonderer Bedeutung war die »Not-
verordnung zum Schutze von Volk und Staat«, die am 28. Februar, am Tag nach dem Reichstagsbrand, 
erlassen wurde und die alle wesentlichen Grundrechte wie die Versammlungs- und Pressefreiheit außer 
Kraft setzte. Die Einsetzung von SA- und SS-Einheiten als Hilfspolizei in Preußen seit dem 22. Feb-
ruar ö� nete dem politischen Terror Tür und Tor. Erste Konzentrationslager wurden eingerichtet. Die 
Neuwahlen am 5. März brachten den Nationalsozialisten zwar nicht die erho� te absolute Mehrheit, 
wohl aber 43,9 %. Zusammen mit den Deutschnationalen besaßen sie nun die Mehrheit im Parlament. 
Mit dem »Ermächtigungsgesetz« vom 23. März befreite sich Hitler von den Bindungen an Reichstag 
und Verfassung, denn das Gesetz, dem sich nach der Ausschaltung der KPD nur die SPD widersetzte, 
gab der Regierung das Recht, am Parlament vorbei auch verfassungsändernde Gesetze zu erlassen. 
Damit war die Diktatur formal legalisiert unter scheinbarer Wahrung der Rechtmäßigkeit. In den 
folgenden Wochen und Monaten folgten die Gleichschaltung der Länder, die zu Verwaltungsinstanzen 
degradiert wurden, die Beseitigung der kommunalen Selbstverwaltung sowie die Gleichschaltung des 
ö� entlichen und politischen Lebens: die Parteien wurden verboten oder lösten sich auf, die politischen, 
wirtschaftlichen und kulturellen Verbände und Organisationen wurden gleichgeschaltet.

Vor diesem Hintergrund wurde am 1. April von Oeynhausen als Mindener Regierungspräsident 
eingesetzt. Seine Berufung verdankte er dem Drängen des nordwestfälischen Gauleiters 
Dr. Alfred Meyer, der den vom Oberpräsidenten vorgeschlagenen deutschnationalen Landrat von 
Lübbecke, Kurt von Borries, gegenüber dem Innenministerium als „nicht annehmbar“ 4 ablehnte 
und die Einsetzung eines Nationalsozialisten forderte. Er nahm das Wahlergebnis der Reichs-
tagswahl vom 5. März, das der NSDAP im Bezirk Minden den höchsten Stimmenanteil (40,7 %) 
beschert hatte (SPD 21,1 %, Zentrum 20,7 %, DNVP (Deutschnationale Volkspartei) 6,7 %, DVP 
(Deutsche Volkspartei) 1,3 %, DStP (Deutsche Staatspartei) 0,3 % und KPD 6,7 %), zum Anlass, 
um seiner Forderung nach Besetzung des Amtes mit einem nationalsozialistischen Kandidaten den 
nötigen Nachdruck zu verleihen und Adolf von Oeynhausen vorzuschlagen. 

Der 1877 geborene von Oeynhausen entstammte einem alten westfälischen Adelsgeschlecht, sein 
Vater war einst Landrat des Kreises Büren gewesen. Nach Abitur und Studium der Rechts- und 
Staatswissenschaften trat er 1912 in die Finanzverwaltung ein, in der er nach dem Ersten Welt-
krieg zum Leiter des Finanzamtes Hildesheim und zum Oberregierungsrat aufstieg. 1924 � el er der 
Personalabbauverordnung zum Opfer, worauf er sich der Bewirtschaftung des Familienbesitzes Gut 
Grevenburg im Kreis Höxter widmete. Von Oeynhausen bewertete seine Versetzung in den Ruhe-
stand als Entlassung „aus politischen Gründen“ 5. Politisch gehörte er der DNVP an, brachte seine 

antirepublikanische und demokratiefeindliche Haltung aber auch durch seine Mitgliedschaft in rech-
ten Verbänden und paramilitärischen Organisationen wie der Organisation Escherich, dem West-
falenbund und – nach dessen Au� ösung – dem Stahlhelm zum Ausdruck. Im September 1931 trat 
von Oeynhausen in die NSDAP ein, die sich nach der Weltwirtschaftskrise 1929 und der folgenden 
Staatskrise zur Sammlungsbewegung für alle Gegner des demokratischen Systems entwickelte. 

Von Oeynhausen empfahl sich Gauleiter Meyer als Kandidat für das Amt des Mindener Regierungs-
präsidenten nicht allein durch seine frühe Hinwendung zum Nationalsozialismus, sondern war ihm 
auch durch seine politische Tätigkeit in seinem Gaustabe gut bekannt. Seit 1931 war er als Gaufach-
berater für Beamtenfragen und seit Januar 1933 als Personalreferent tätig. Darüber hinaus besaß von 
Oeynhausen gute Kontakte zur Berliner Parteispitze der NSDAP. Er kannte Hitler, Himmler und 
andere NS-Größen persönlich und hatte sie im Lippischen Wahlkampf im Januar 1933 auf seinem 
Gut Grevenburg beherbergt. Das Innenministerium scheint trotz des zehnjährigen Ruhestandes von 
Oeynhausens keine Einwände erhoben zu haben. Bereits 14 Tage später wurde er mit der Leitung der 
Mindener Regierung beauftragt, zwei Monate später erhielt er die endgültige Bestallung. 

Von Oeynhausen stellt ein typisches Beispiel für die Verschränkung traditioneller, konservativ-auto-
ritärer und nationalsozialistischer Eliten dar. Die Beseitigung des parlamentarischen Systems und die 
Ausschaltung der politischen Linken begründeten ein gemeinsames Interessenbündnis, das beiden 
Seiten Vorteile verscha� te. Den alten sozialen Führungsgruppen wie von Oeynhausen, die aufgrund 
ihrer Distanz zum demokratischen System der Weimarer Republik  jahrelang in ihrer beru� ichen 
Karriere blockiert worden waren oder sogar ganz aus dem Staatsdienst hatten ausscheiden müssen, bot 
der politische Machtwechsel die Gelegenheit, ihre alte soziale Führungsrolle zurückzugewinnen und 
wieder eine aktive Rolle in Ö� entlichkeit und Verwaltung zu spielen. Auch dem NS-Regime verscha� te 
dieses Bündnis in der Machteroberungsphase Vorteile, denn durch die Einbindung regionaler Honoratio-
ren wuchs die Akzeptanz in breiten Bevölkerungskreisen, besonders in der gehobenen Mittelschicht.  

Die Personalpolitik von Oeynhausens 
Die nationalsozialistische Machtergreifung 
betrachtete von Oeynhausen als Beginn eines 
neuen Verhältnisses zwischen Partei und Staat. 
Bei seiner Amtseinführung führte er aus: „Jetzt 
… sind wir der Staat, unser sind die Behörden, 
wir brauchen nicht mehr gegen sie zu kämpfen, 
wir arbeiten jetzt zusammen.“ 6 Mit der Einset-
zung von überzeugten Nationalsozialisten als 
Verwaltungsspitzen war für von Oeynhausen 
der Dualismus von Partei und Staat aufgehoben. 
Seiner Au� assung nach war nun sichergestellt, 
dass Staat und Verwaltung für das NS-Regime 
arbeiteten. Versuche nachgeordneter Partei-
funktionäre, Ein� uss auf die Personalpolitik 
und Verwaltungsarbeit zu gewinnen, empfand 
er als über� üssige und unberechtigte Eingri� e.

6  Mindener Zeitung vom 3.4.1933, in: Landesarchiv NRW – Abteilung Ostwestfalen-Lippe – D99 Nr. 14763.

3  Hans-Ulricht Thamer, Verführung und Gewalt. Deutschland 1933-1945, Berlin 1998 (Erstausgabe 1986), S. 260.
4  Schreiben des GL Westfalen-Nord an Reichsminister Göring z. Hd. MinDir Dr. Grauert vom 15.3.1933, in: Geheimes Staatsarchiv Stiftung 

Preußischer Kulturbesitz Berlin-Dahlem Rep 77 Nr. 2, Bl. 28.
5  Lebenslauf von Oeynhausens in: Bundesarchiv Berlin-Lichterfelde Ehemaliges Berlin Document Center SSO Nr. 356 A. 

1) Adolf von Oeynhausen (Mitte) im Eingang 
    des Regierungsgebäudes in Minden
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Regierungspräsident 

Adolf Freiherr von Oeynhausen 

27.8.1877  geboren in Holthausen, Kreis Büren

  Konfession: evangelisch-lutherisch 

1900   Abitur, Studium der Rechts- und Staatswissenschaften in München, 

     Marburg und Berlin

Dezember 1903  Erste juristische Staatsprüfung, anschließend Gerichtsreferendar

12.1.1909   Zweite juristische Staatsprüfung

1909 bis 1911 Gerichtsassessor, Hilfsarbeiter u. Dezernent bei der Landesversicherungsanstalt 

  Hessen-Nassau und bei der landwirtschaftlichen Unfall-Berufsgenossenschaft  

1.12.1912   Übernahme in die Finanzverwaltung unter gleichzeitiger Ernennung

  zum Regierungsassessor, 1917 zum Regierungsrat 

1914-1917   Delegierter des Kaiserlichen Militär-Inspekteurs der freiwilligen Krankenpfl ege

1915-1919   Leiter des Ausschusses für kriegsgefangene Deutsche in Oberschlesien

1919   Leiter des Staatssteueramtes Gleiwitz, später Hildesheim

1.4.1920   Übernahme in den Reichsdienst und Leiter des Finanzamts Hildesheim

8.9.1921   Ernennung zum Oberregierungsrat

31.03.1924   Versetzung in den Ruhestand  

1924-1933 Bewirtschaftung des Familienbesitzes Gut Grevenburg bei Steinheim, Kreis Höxter

1.9.1931  Eintritt in die NSDAP

1.4.1933 -1.4.1943 Regierungspräsident in Minden 

 (1.4.1933 kommissarisch, 16.6.1933 endgültig, 

 1.4.1943 beurlaubt, 1.7.1943 im Ruhestand)

9.11.1937  Eintritt in die SS, zuletzt (30.1.1941) zum SS-Brigadeführer befördert

Nach Kriegsende  im Lager Staumühle interniert 

15.1.1948   im Entnazifi zierungsverfahren in Kategorie IV (Mitläufer) eingestuft

22.8.1949  im Berufungsverfahren erneut in Kategorie IV eingestuft (Aberkennung 

 der Pension als Regierungspräsident, aber Zuerkennung der bis 1924 als 

 Oberregierungsrat erworbenen Versorgungsansprüche)

7.6.1953   gestorben auf Gut Grevenburg 

verheiratet, 4 Kinder



11

Zu den ersten bedeutenden Aufgaben des neuen Regierungspräsidenten gehörte die Durchführung 
des »Gesetzes zur Wiederherstellung des Berufsbeamtentums« vom 7. April 1933. Mit diesem 
Gesetz gri�  das NS-Regime massiv in die Beamtenrechte ein und legalisierte die Entlassung von 
Beamten aus rassischen und politischen Gründen. Erstmals fand mit dem »Arierparagraphen« (§ 
3) antisemitisches Gedankengut Eingang in die Reichsgesetzgebung. Alle »nichtarischen« Beam-
ten waren in den Ruhestand zu versetzen, wenn auch zunächst nach Intervention des Reichsprä-
sidenten von Hindenburg ehemalige jüdische »Frontkämpfer« ausgenommen blieben. Mit großer 
Schärfe richtete sich das Gesetz gegen sogenannte »Parteibuchbeamte«, mit denen republikanische 
Beamte gemeint waren. (§ 4) Letztlich sollte jeder politisch missliebige Beamte entfernt werden, 
wobei die Formel, dass jeder, der nach seiner bisherigen politischen Betätigung nicht die Gewähr 
bot, jederzeit rückhaltlos für den nationalsozialistischen Staat einzutreten (§ 5), einen breiten 
Ermessensspielraum ließ. Bei der Umsetzung des Gesetzes war von Oeynhausens Amtshandeln 
von dem Bewusstsein geprägt, als nationalsozialistischer Verwaltungschef selbständig im Sinne 
des Regimes zu handeln, Einmischungen aus Parteikreisen trat er entschieden entgegen. 

In der Beamtenschaft der Mindener Bezirksregierung gab es zwar keine Juden, aber im Bezirk 
wurde das Gesetz weisungsgemäß durchgeführt. Ebenso 1935, als im Anschluss an das »Reichs-
bürgergesetz« alle Ausnahmeregelungen aufgehoben wurden und die noch verbliebenen Juden zu 
entfernen waren. Erst als 1937 auch alle »jüdisch versippten« Beamten, also die mit einer Jüdin 
oder einem »jüdischen Mischling« verheirateten Beamten, zu entlassen waren, ging die anhaltende 
und immer weitere Kreise erfassende rassische Ausgrenzung von Oeynhausen o� enbar zu weit. 
Zwei mit einer Jüdin verheiratete Beamte seines Bezirks, darunter Regierungsrat Dr. Zenz von 
der Mindener Behörde, beließ er unter Berufung auf eine Ausnahmeregelung im Amt. Auch 
in späteren Jahren setzte sich von Oeynhausen wiederholt für Zenz ein und hielt ihn auf einem 
unpolitischen Posten im Amt, so dass dieser bis kurz vor Kriegsende in Minden »überwintern« 
konnte. Nach Kriegsende war Zenz einer der wenigen politisch unbelasteten, fachlich quali� zier-
ten Beamten in Minden, so dass ihn die Briten als neuen Regierungspräsidenten einsetzten. 
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2) Adolf von Oeynhausen (Mitte) mit NS-Uniformierten 
    vor dem Eingang des Mindener Regierungsgebäudes

3) Adolf von Oeynhausen (im Anzug) mit NS-Uni-
    formierten vor dem Hotel Kaiserhof in Barkhausen

4) Runderlass zur Umsetzung des »Reichsbürger-
 gesetzes« vom 15. September 1935. Als Jude galt,   
 wer von mindestens drei volljüdischen Großeltern 
 abstammte, wobei sich – und das zeigt die logische 
 Unsinnigkeit dieser De� nition – die rassische 
 Zuordnung letztlich auf das Kriterium der 
 Religionszugehörigkeit der Vorfahren gründete. 
 Konvertiten wurden nicht berücksichtigt. 

5) Jeder Beamte und Angehörige des ö� ent-
 lichen Dienstes hatte seine »arische« Ab-
 stammung nachzuweisen. Mit dem »Reichs-
 bürgergesetz« wurden Juden zu Staatsange-
 hörigen minderen Rechts degradiert. 
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Angesichts der geringen Anzahl von Juden 
im ö� entlichen Dienst diente das Gesetz in 
erster Linie der Entfernung politischer Gegner. 
Von Oeynhausen trug vor allem die gegen die 
politische Linke gerichtete Stoßwirkung des 
Gesetzes willig mit. Die wenigen Sozialdemo-
kraten der Regierung Minden wurden entlas-
sen. Weitergehenden politischen Säuberungen 
stellte er sich allerdings – im Unterschied zu 
zahlreichen anderen Regierungspräsidenten, 
darunter seinem Kollegen in Münster – ent-
schieden entgegen. Die Zentrumsangehörigen 
seiner Behörde ließ von Oeynhausen nicht nur 
unbehelligt, sondern stellte sich wiederholt 
schützend vor sie, als aus Parteikreisen ihre 
Entlassung gefordert wurde. Auch die mittels 
eines politischen Beauftragten des Gauleiters 
– in Minden war dies Gauinspekteur Friedrich 
Homann – beabsichtigte Kontrolle der Staats-
verwaltung durch die Partei lief in Minden 
angesichts der dominanten Stellung von Oeyn-
hausens weitgehend ins Leere. In keinem Fall 
ließen sich Kontroversen feststellen, Homann 
beugte sich o� enbar der Autorität des Regie-
rungspräsidenten, der seine herausgehobene 
soziale Stellung und sein politisches Gewicht 
zu einer selbstbewussten und eigenständigen 
Personalpolitik nutzte. 
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7) Auszug aus dem Bericht des Mindener 
 RP an das preußische Kultusministerium 
 vom 4. Juli 1933, in dem die Entlassung 
 des Schulrats Dr. Schrader aus politi-
 schen Gründen nach § 4 Berufsbeamten-
 gesetz empfohlen wird

8) Aktendeckblatt der Mindener Schulver-
 waltung zur Durchführung des Berufs-
 beamtengesetzes bei Lehrpersonen

6)  Runderlass vom 12. Dezember 1935 
 zur Entlassung jüdischer Beamter 
 nach dem »Reichsbürgergesetz« 
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Bei der Personalrekrutierung hielt von Oeynhausen am Fachbeamtentum und an traditionellen Lauf-
bahnkriterien fest. Wiederholt versuchte er in Kooperation mit den vorgesetzten Ministerien, eine Bevor-
zugung von fachlich unzureichend quali� zierten NS-Aktivisten abzuwehren. Dies gelang zwar nicht 
immer, aber die Nazi� zierung der Beamtenschaft und das Eindringen von NS-Aktivisten erfolgten in 
Minden später als in vielen anderen Bezirksregierungen. Dies änderte sich erst in den Jahren 1937/38. 
In der nun beginnenden neuen »Bewegungsphase« des NS-Regimes, die sich innenpolitisch durch eine 
Radikalisierung gegen rassische und politische Gegner, außenpolitisch durch eine wachsende Aggression 
und Expansion auszeichnete, nahmen die Angri� e aus Parteikreisen gegen die Mindener Verwaltung, 
aber auch gegen von Oeynhausen selbst zu. Er verlor deutlich an Ein� uss mit der Folge, dass es nun auch 
in Minden zu einem vermehrten Eindringen von NS-Aktivisten in die Beamtenschaft und zur Auf-
weichung professioneller Standards kam. Mit Beginn des Zweiten Weltkrieges lassen sich kaum noch 
Unterschiede zu anderen Bezirksregierungen feststellen, denn nun wurden die leitenden Posten, ein-
schließlich derjenigen der Abteilungsleiter, durchweg nur noch mit aktiven Nationalsozialisten besetzt. 

Die nationalsozialistische Durchdringung des Behördenalltags 
Sehr rasch nach der Machtergreifung erfolgte die nationalsozialistische Durchdringung des Behörden-
alltags. Besonders augenfällig waren die veränderten äußeren Formen wie die Be� aggung des Regie-
rungsgebäudes mit Hakenkreuzfahnen bei ö� entlichen Anlässen, die verp� ichtende Einführung des 
»Hitlergrußes« im Juli 1933 oder die Ausstattung der Diensträume mit Führerbildern. Noch wichtiger 
war die Umwandlung des ö� entlichen Dienstes in eine dem NS-Regime und vor allem dem »Führer« 
loyal ergebene »Gefolgschaft«. Nach dem Tode Hindenburgs am 2. August 1934 und der Ernennung 
Hitlers zum »Führer und Reichskanzler« erfolgte die Vereidigung der Beamten nicht länger auf die Ver-
fassung des deutschen Reiches, sondern auf die Person Hitlers. Die Verp� ichtung gegenüber dem Staat 
wurde gemäß dem Führerprinzip in ein personales Treue- und Gehorsamsverhältnis gegenüber dem 
»Führer« umgewandelt. Weigerungen, den neuen Eid zu leisten, scheint es in Minden wie andernorts 
kaum gegeben zu haben, zumal eine Weigerung unweigerlich eine Entlassung zur Folge hatte. 

Frühzeitig begann das Regime auch mit einer umfangreichen ideologischen Schulung des ö� entlichen 
Dienstes, die sowohl im Rahmen der staatlichen Fortbildungen als auch über die Mitgliedschaft in 
den zahlreichen NS-Organisationen erfolgte. Der Beitritt in Organisationen wie die Nationalsozia-
listische Volkswohlfahrt (NSV), den Reichsbund der Deutschen Beamten (RDB) sowie entsprechend 
der beru� ichen Tätigkeit in den Bund Nationalsozialistischer Deutscher Juristen (BNSDJ), den 
Nationalsozialistischen Lehrerbund (NSLB) etc. erfolgte zum Teil freiwillig, etwa aus Engagement 
oder um eine fehlende Parteimitgliedschaft zu kompensieren. Häu� g war der Beitritt aber auch Folge 
der Gleichschaltung bestehender berufsständischer Verbände und von Zwangsmitgliedschaften. 

Durch die Einbindung in die zahlreichen ö� entlichen Feiertage, darunter den »Tag der Machter-
greifung« am 30. Januar, den »Tag der Nationalen Arbeit« am 1. Mai oder den Gedenktag für die 
»Gefallenen der Bewegung« am 9. November, sollte der ö� entliche Dienst auf emotionaler Ebene 
an das NS-Regime gebunden werden. Durch die symbolhafte Ausgestaltung der Feierlichkeiten, 
die häu� g mit einem kollektiven Treueschwur auf Hitler als abschließendem Höhepunkt endeten, 
sollten sich die Teilnehmer als Teil der neuen »Volksgemeinschaft« erfahren. Positive Anreize setz-
ten auch die mit den Feierlichkeiten verbundenen internen amtlichen Feiern. So wurden beispiels-
weise Beförderungen, Ehrungen für außergewöhnliche Verdienste oder langjährige Dienstjubiläen 
nur noch im Rahmen der Feierlichkeiten zum 1. Mai bekannt gegeben und gefeiert. 
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9) Teilnahme der Mindener Bezirksregierung am 
 Umzug des 1. Mai [1933 oder 1934]

10) Neben der Regierung nahm auch die NSBO 
 (Nationalsozialistische Betriebszellenorganisation) 
 am Maiumzug teil 
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Der Wandel des Verwaltungshandelns
Große ideologische und politische Gemeinsamkeiten mit dem Nationalsozialismus wie die 
Ablehnung der Demokratie, des Parlamentarismus und der politischen Linke erleichterten der 
mehrheitlich konservativen Beamtenschaft in der Machtergreifungsphase die Annäherung an das 
NS-Regime. Die nationalen Parolen der neuen Machthaber weckten zusammen mit Führerprinzip 
und autoritärem Staatsmodell die Ho� nung auf eine »nationale Wiedergeburt« Deutschlands und 
die Rückkehr zu einem Obrigkeitsstaat wilhelminischer Prägung. Diese Ho� nungen schienen 
sich zu bestätigen, als das NS-Regime eine Reihe von Reformvorhaben realisierte, über die im 
parlamentarisch-demokratischen Gesetzgebungsverfahren der Weimarer Republik eine Einigung 
nicht hatte erzielt werden können. In der Weimarer Zeit hatten viele Kommunen unter dem Druck 
der sozialen Verhältnisse begonnen, eine moderne Leistungsverwaltung aufzubauen. Durch die 
expandierenden Kommunalverwaltungen sahen sich die staatlichen Beamten vielfach in ihren 
Kompetenzen und Einwirkungsmöglichkeiten beschnitten. Gegen die neue Konkurrenz forderten 
sie einen stärkeren staatlichen Interventionismus, aber erst die nationalsozialistische Gesetzge-
bung regelte die Zuständigkeiten neu im Sinne des zentralistischen Führerstaates. Sie stärkte das 
Gewicht der staatlichen gegenüber der kommunalen Verwaltung und kam damit den Berufs- und 
Standesinteressen der staatlichen Beamten weit entgegen. Die Beamten nutzten nun ihre Hand-
lungsspielräume im Verwaltungsvollzug zu einer autoritär-disziplinierenden Einwirkung auf die 
behördliche Klientel, die unter den Bedingungen des demokratischen Rechtsstaats nicht durchzu-
setzen gewesen war.

Diese Hinwendung zum Nationalsozialismus schloss auch die Akzeptanz nationalsozialistischer 
Unrechtsgesetze wie des »Gesetzes zur Verhütung erbkranken Nachwuchses« (GzVeN) ein, das 
die Sterilisation von als »Erbkranken« angesehenen Personen anordnete. Die nationalsozialistische 
Erb- und Rassenp� ege bildete in den ersten sechs Jahren des »Dritten Reiches« die Grundlage 
der nationalsozialistischen Gesundheitspolitik, deren Ziel die Scha� ung eines »erbgesunden« und 
damit tendenziell krankheitsfreien »Volkskörpers« war. Zwar hatte eugenisches und rassenhygie-
nisches Gedankengut infolge der Krisenerfahrungen und materiellen Not schon in der Weimarer 
Republik an Boden gewonnen, doch blieben derartige Postulate unter den rechtsstaatlichen Rah-
menbedingungen an das Prinzip der Freiwilligkeit gebunden. Das GzVeN vom 14. Juli 1933 sah 
dagegen Sterilisationen auch gegen den Willen der Betro� enen unter Anwendung von Zwang vor. 

Um die nationalsozialistische Erb- und Rassenp� ege möglichst e�  zient umzusetzen, wurde das 
Gesundheitswesen weitgehend verstaatlicht und damit das Gewicht der staatlichen Medizinal-
beamten gestärkt. Angesichts dieses Bedeutungszuwachses und der weitgehenden Akzeptanz 
eugenischer Konzepte nahmen auch die Mindener (Medizinal-)Beamten den Zwangscharakter des 
neuen Gesetzes billigend in Kauf. 
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11) Pressebericht über die Maifeier 
 der Regierung am 1. Mai 1937



Bei der Einleitung und Durchführung der 
Sterilisationsverfahren � el den staatlichen 
Medizinalbeamten eine tragende Rolle zu: Sie 
waren sowohl Antragsteller, Sachverständige 
und beisitzende Richter in den gerichtlichen 
Verfahren und Beschwerdeinstanzen. Im 
Regierungsbezirk Minden setzten Amtsärzte 
und Medizinalbeamte der Regierung bis auf 
wenige Ausnahmen (2 Amtsärzte, die nur eine 
äußerst geringe Anzahl von Sterilisationsanträ-
gen stellten) das Gesetz im Sinne der national-
sozialistischen Rassenpolitik um. Protesten und 
Einsprüchen gegen die Sterilisationsverfahren 
standen sie äußerst ablehnend gegenüber. 

Im ersten Jahr gab es kaum Proteste, da 
zunächst vor allem Patienten der psychiatri-
schen Anstalten betro� en waren, die ohnehin 
stigmatisiert waren. Seit Ende 1934 aber wuchs 
die Unruhe in der Bevölkerung, da der Kreis 
der Betro� enen immer stärker auf Nichtinsas-
sen von Anstalten ausgedehnt wurde. Zudem 
lagen den Sterilisationsanträgen in den meisten 
Fällen nicht klar de� nierte Krankheitsbilder 
zugrunde, vielmehr war insbesondere die 
Diagnose des »angeborenen Schwachsinns« von 
den sozialen und moralischen Wertmaßstäben 
der von bürgerlichen Normen geprägten Ärzte 
und Richter bestimmt. Sterilisationsanträge 
und -beschlüsse wurden vielfach mit sozialem 
Fehlverhalten, sexuellen Normverletzungen, 
Kriminalität sowie auch oppositioneller politi-
scher Betätigung begründet. 

13) Vertraulicher Runderlass zur 
 Durchführung des »Gesetzes 
 zur Verhütung erbkranken 
 Nachwuchses«

12) Verö� entlichung des »Gesetzes 
 zur Verhütung erbkranken 
 Nachwuchses« vom 14. Juli 1933 
 im Reichsgesetzblatt
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Auf die wachsende Zahl der Beschwerden reagierte die Mindener Bezirksregierung mit einem 
sehr variablen Umgang der Rechtsnormen. Wenn es galt, als unberechtigt empfundene 
Beschwerden abzuwehren, verwies man die Betro� enen auf die Rechtmäßigkeit des Verfah-
rensablaufs und die Rechtskraft der ergangenen Beschlüsse. Widersprachen dagegen die rechts-
kräftigen Beschlüsse der Erbgesundheitsgerichte den Vorstellungen der Beamten, suchten sie 
diese vermeintlichen Fehlurteile zu revidieren. Schützte also die bestehende Rechtslage die 
Rechte der Betro� enen, zeigte die Mindener Regierung eine hohe Bereitschaft, die gesetzlichen 
Normen im Sinne des NS-Regimes auszuhöhlen. Derartigen Versuchen erteilte nun aber das In-
nenministerium als vorgesetzte Behörde unter Verweis auf die Rechtslage eine Absage. Auch bei 
o� enkundigen Rechtsbrüchen, z.B. bei eugenisch begründeten Schwangerschaftsabbrüchen, die 
1934 noch illegal waren, schloss die Mindener Regierung strafrechtliche Maßnahmen gegen die 
ausführenden Ärzte von vornherein aus. Sie drängte das Innenministerium nur, die bestehende 
Gesetzeslage zu ändern.

Eine derartige Aushöhlung der Rechtsnormen zeigte die Mindener Regierung vor allem gegenüber 
als »Gemeinschaftsfremden« ausgegrenzten Minderheiten und sozialen Randgruppen. Deutlich 
zurückhaltender reagierte die Regierung unter von Oeynhausen, als das NS-Regime einen anti-
christlichen Kurs einschlug.  

Mäßigende Haltung in kirchen- und schulpolitischen Konfl ikten
Nach der Ausschaltung der primären politischen Gegner und der Stabilisierung der Macht ging 
es dem NS-Regime darum, seinen totalitären Herrschaftsanspruch auf die Gesamtgesellschaft 
auszuweiten. Die Durchsetzung des nationalsozialistischen Weltanschauungs- und Herrschafts-
anspruchs kollidierte nun mit tiefverwurzelten, religiös-mentalen und kulturellen Identitäten der 
konfessionellen Sozialmilieus, insbesondere des katholischen. RP von Oeynhausen stand dem 
neuen, o� ensiven-antichristlichen Kurs der NS-Regierung sehr distanziert gegenüber. Er lehnte 
jede Konfrontation mit den Kirchen ab, da diese die Bevölkerung abstießen. Von Oeynhausen 
sprach sich vielmehr dafür aus, „auf die Mentalität der Bevölkerung eine gewisse Rücksicht“ 7 zu 
nehmen, denn nur so sei die ländliche Bevölkerung, in der das religiöse Norm- und Wertesys-
tem der Kirchen nach wie vor eine maßgebliche Geltung besaß, für den Nationalsozialismus zu 
gewinnen. Aus diesem Grund nahm er 1936 in amtlicher Funktion an den Feierlichkeiten zum 
elfhundertjährigen Liborius-Jubiläum im Erzbistum Paderborn teil, worauf Reichsinnenminister 
Frick ihm allerdings eine scharfe Rüge erteilte. 

Der schärfere Kurs gegen die Kirchen berührte im alltäglichen Verwaltungshandeln insbesonde-
re die Arbeit in der Schulverwaltung, denn unter den Volksschulen bildete die Bekenntnisschule 
noch die Regelschule. Seit dem Sommer 1935 verfolgten die Obersten Reichsbehörden das 
Programm der »völligen Entkonfessionalisierung des ö� entlichen Lebens«, das im Schulwesen 
zunächst auf die Entfernung der Religionsunterricht erteilenden Geistlichen, letztlich aber auf 
die Abscha� ung der Bekenntnisschulen zielte. Während andere Bezirksregierungen wie z.B. die 
Münsteraner in ihrem Verwaltungshandeln maßgeblich zur Aushöhlung der Rechte von Kirchen 
und Bevölkerung beitrugen, blieb das Verwaltungshandeln im Mindener Bezirk – abgesehen 
von der geforderten Mindestanpassung an die nationalsozialistische Durchdringung des Schul-

wesens – von überkommenen Gewohnheiten geprägt. Man versuchte so zu arbeiten, wie man 
immer gearbeitet hatte.  

Diese zurückhaltende Linie war jedoch vor dem Hintergrund des sich 1936/37 zuspitzenden 
»Kirchenkampfes« in Westfalen, insbesondere im katholischen Münsterland, nicht länger beizu-
behalten. Bereits ein Jahr zuvor hatte der Gauamtsleiter des Nationalsozialistischen Lehrerbundes 
(NSLB) die maßvolle Personalpolitik der Mindener Regierung scharf kritisiert, da zahlreiche 
katholische Schulräte und Schulleiter im Amt belassen worden waren. Er unterstellte der Minde-
ner Regierung gar eine „,feindliche Einstellung‘ … zur Bewegung.“ 8 1936 konnte von Oeynhausen 
diesen Angri�  noch abwehren. Im aufgeheizten politischen Klima des Jahres 1937 aber wurde das 
Festhalten der Mindener Schulverwaltung an jahrelangen Gep� ogenheiten wie z.B. der Geneh-
migung, Schulkinder für einige Tage unter der Leitung eines Pfarrers zu geistlichen Exerzitien 
zu beurlauben, zum Politikum. Den heftigen Angri� en verschiedener Parteidienststellen beugte 
sich nun die Mindener Regierung und holte die 1933/34 noch abgewehrte personelle Säuberung 
nach. Über die nun in die Schulverwaltung eindringenden NSLB-Funktionäre wurde die striktere 
Beachtung des antikirchlichen Kurses sichergestellt. 

Als schließlich Anfang 1939 die Gemeinschaftsschule in Westfalen eingeführt wurde, vollzog die 
Mindener Bezirksregierung – ebenso wie die anderen westfälischen Regierungen – diese Anord-
nung reibungslos, obwohl bestehende Gesetze missachtet wurden. Die Abscha� ung des konfessi-
onellen Charakters der Volksschulen erfolgte auf massiven politischen Druck, der vor allem vom 
Stellvertreter des Führers und von den Gauleitern ausging. Die staatliche Verwaltung einschließ-
lich der Reichsministerien wurde auf die Rolle eines ausführenden Organs reduziert, eine Rolle, in 
die sich auch die Mindener Regierung immer mehr fügte. 

Verhältnis zu den Parteidienststellen
Ein Charakteristikum des Nationalsozialismus war der ständige Wandel der Institutionen. Immer 
wieder wurden neue Organisationen und Sonderbehörden gescha� en, denen hoheitliche Aufgaben 
und spezielle Aufträge zugewiesen wurden. Für die Bezirksregierungen hatte diese Entwick-
lung eine fortschreitende Beschneidung ihrer Kompetenzen und Zuständigkeiten zur Folge. Der 
bedeutendste Verlust war wohl die Ausgliederung der Polizei in den Jahren 1934/36. Wirtschafts-
lenkungsmaßnahmen im Rahmen des Vierjahresplans gingen 1936 an die Oberpräsidenten, die 
in Personalunion mit den nationalsozialistischen Gauleitern besetzt waren. Daneben wurden 
hoheitliche Aufgaben an berufsständische Körperschaften wie die Deutsche Arbeitsfront (DAF) 
oder den Reichsnährstand sowie an halbstaatlich-parteimäßige Organisationen wie die Hitlerju-
gend übertragen. Zahlreiche Regierungspräsidenten klagten beim Reichsinnenminister über den 
Ein� ussverlust der staatlichen Verwaltung, denn im Verwaltungsvollzug kam es vielfach zu einem 
kon� iktträchtigen Neben- und Gegeneinander mit den beteiligten Stellen. 

8  RP Minden an den Reichs- und preuß. Minister für Wissenschaft, Erziehung und Volksbildung vom 30.6.1936,

 in: Landesarchiv NRW Staatsarchiv Münster OP 7139, Bl. 73-83.

7  Lagebericht des RP Minden vom 18.5.1935, in: Bundesarchiv Berlin-Lichterfelde R 1501 Nr. 1566.
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RP von Oeynhausen engagierte sich in seiner Amtszeit mit Nachdruck gegen die »Zersplitterung 
der Verwaltung« und den Verlust der staatlichen Autorität. Sein Ziel war es, eine e�  ziente und mit 
weitreichenden Befugnissen ausgestattete Verwaltung im Dienst des Nationalsozialismus zu schaf-
fen. Durch die Einsetzung von Nationalsozialisten in die leitenden Verwaltungspositionen war 
für ihn sichergestellt, dass die Verwaltung im nationalsozialistischen Geiste arbeitete. Versuche 
regionaler Parteidienststellen, Ein� uss auf die Verwaltung zu nehmen, lehnte er als unberechtigte 
Eingri� e ab. Da er die preußische Verwaltung als vorbildlich betrachtete und ihr wiederholt die 
höchste E�  zienz bescheinigte, war für ihn ein Festhalten an alt-preußischen Verwaltungstraditio-
nen und am Fachbeamtenprinzip unverzichtbar. Diese Haltung schloss ein weitgehend an Normen 
und Gesetze gebundenes Verwaltungshandeln ein, der nationalsozialistische Herrschaftsanspruch 
sollte auf formal korrektem, rechtlich abgesichertem Weg durchgesetzt werden. 

Im Verwaltungsalltag aber kam es zu zahlreichen Kon� ikten mit regionalen Parteidienststellen, 
die Ein� uss auf Entscheidungen der Mindener Regierung zu nehmen suchten und sich bei der 
Durchsetzung ihrer Interessen nicht durch Gesetze beschränken lassen wollten. Mit Unter-
stützung der Reichsministerien, die sich durch einzelne Aktionen oder gar o� ene Rechtsbrüche 
nachgeordneter Stellen nicht unter Druck setzen lassen wollten, versuchte von Oeynhausen immer 
wieder, den Ein� uss der staatlichen Verwaltung gegenüber Eingri� en von Seiten der Partei oder 
von Sonderbehörden zu behaupten. In diesen Kon� ikten ging es um die Sicherung des eigenen 
Ein� usses und die Behauptung der eigenen Entscheidungsgewalt, den politischen Führungsan-
spruch der Partei und die nationalsozialistischen Feindbilder stellten von Oeynhausen und seine 
leitenden Beamten zu keiner Zeit infrage. 

Die Verwaltung sollte ein e�  zientes Herrschaftsinstrument des NS-Regimes sein, und diese 
Haltung schloss auch die Beteiligung an den Unrechts- und Verfolgungsmaßnahmen ein. O� ene 
Gewaltexzesse wie die Judenpogrome der »Reichskristallnacht« (9./10. November 1938) lehnte 
von Oeynhausen entschieden ab, da sie die ö� entliche Ordnung störten und die Bevölkerung in 
Unruhe versetzten. In einem Schreiben an den preußischen Ministerpräsidenten Göring protestierte 
von Oeynhausen gegen die Judenpogrome vom 9. November, wie er auch schon früher wiederholt das 
Vorgehen nachrangiger Parteidienststellen kritisiert hatte, wenn es bei der Verfolgung von Gegnern 
des NS-Regimes zu ö� entlichen Ausschreitungen und zu einer Beunruhigung der Bevölkerung 
gekommen war, z.B. beim Boykott jüdischer Geschäfte oder bei Übergri� en von SA- und HJ-
Unterführern gegenüber katholischen Geistlichen. Von Oeynhausens Proteste sind als Versuche einer 
konservativen Mäßigung zu werten. Seine Haltung spiegelt die in konservativen Kreisen verbreite-
te Ambivalenz gegenüber den antisemitischen Unrechts- und Verfolgungsmaßnahmen wider: die 
Ablehnung gewalttätiger Verfolgungsmaßnahmen bei gleichzeitig weitgehend kritikloser Hinnahme 
oder gar Billigung der rechtlichen Ausgrenzung der Juden. So setzte auch von Oeynhausen bei-
spielsweise antijüdische Maßnahmen wie die Ausschaltung der Juden aus der Wirtschaft, die auf 
»geordnetem« administrativen Weg abliefen, reibungslos um und stellte sie nicht infrage. Gegenüber 
dem Innenministerium kritisierte er nur das Verfahren bei der »Arisierung« jüdischer Betriebe, nicht 
die Maßnahmen selbst. Er beklagte, dass die Bezirksregierungen aus den Verfahren zugunsten der 
Gauwirtschaftsberater, denen die maßgeblichen Entscheidungen zu� elen, weitgehend ausgeschlossen 
seien. Diese antijüdischen Maßnahmen waren für von Oeynhausen daher nur ein weiteres Beispiel 
für den bedauernswerten Kompetenzverlust der staatlichen Verwaltung. 
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14) Persönliches Schreiben des Mindener RP an fünf Landräte seines Bezirks 
 vom 18. Februar 1937, in dem er diese um Vorschläge zur Stärkung der staat-
 lichen Verwaltung bei der geplanten Verwaltungsreform bittet
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Der Blick auf die Kon� ikte im Verwaltungsalltag, die vor allem von den Beamten in der Nach-
kriegszeit besonders betont wurden, beschreibt das Verhältnis der Mindener Regierung zu den Partei-
dienststellen jedoch nur unvollständig. Es gab zahlreiche Kon� ikte, aber sie blieben immer system-
immanent, das heißt, die Mindener Beamten stellten in diesen Kon� ikten den nationalsozialistischen 
Herrschaftsanspruch zu keiner Zeit infrage. Die Kritik richtete sich gegen nachgeordnete Partei-
dienststellen, die Parteispitze und insbesondere Hitler selbst blieben von der Kritik immer ausge-
nommen. Auf der anderen Seite lassen sich zahlreiche Beispiele anführen, in denen die Mindener 
Beamten eng mit verschiedenen Parteidienststellen kooperierten, vor allem wenn es darum ging, 
autoritär-disziplinierend auf die Bevölkerung einzuwirken. Da an der Durchführung eines Projekts 
häu� g verschiedene Staats- und Parteidienststellen beteiligt waren, die zum Teil unterschiedliche 
Interessen verfolgten, bestimmte die jeweilige Interessenlage über Kooperation oder Konfrontation. 

Die Mindener Regierung während des Zweiten Weltkrieges
Mit Beginn des Krieges beschleunigten sich der Aushöhlungsprozess und der Ein� ussverlust der 
Bezirksregierungen. Der Hauptanteil der im Rahmen der Kriegs- und Ernährungswirtschaft neu 
eingerichteten Stellen wurde den Oberpräsidien eingegliedert. Immer häu� ger wurden zudem für 
spezielle Aufgaben Sonderkommissare eingesetzt, die dazu neigten, Sonderbehörden einzurichten 
und ihre Kompetenzen auf Kosten der traditionellen staatlichen Verwaltung zu erweitern. So z.B. 
der im November 1940 zum »Reichskommissar für den sozialen Wohnungsbau« ernannte Robert 
Ley. Zunächst oblagen ihm nur die Planungen für ein Nachkriegswohnungsbauprogramm, doch 
unter den Bedingungen des alliierten Luftkrieges konnte er für seine neu errichtete Sonderbehörde 
ab Oktober 1942 alle mit dem Wohnungsbau zusammenhängenden Aufgabenbereiche an sich zie-
hen. Die Bezirksregierungen wurden weitgehend aus den Baugenehmigungsverfahren verdrängt. 

Auf der anderen Seite führten die Einberufungen zur Wehrmacht und die Abordnungen in die 
besetzten Gebiete zu einer personellen Auszehrung, die die staatliche Verwaltung an die Grenze 
ihrer Leistungsfähigkeit führte. Im Februar 1940 fehlte der Mindener Regierung ein Drittel der 
höheren Beamten. Mehrere »Auskämmaktionen« in den folgenden Jahren verschärften die Lage 
weiter. Diese Personalnot zwang hinsichtlich der politischen Quali� kation der Beamten zu einigen 
Kompromissen, zumindest bei nachgeordneten Beamten: die Altersgrenze wurde erhöht und in 
Einzelfällen wurden Beamte, die nach dem Berufsbeamtengesetz entlassen worden waren, wieder 
eingesetzt. Anders sah es bei der Besetzung der Posten der Abteilungsleiter und der politisch wich-
tigen Dezernate aus: diese wurden, wie an anderen Bezirksregierungen auch, nur noch mit aktiven 
Nationalsozialisten besetzt, deren beru� icher Aufstieg eng mit ihrem jahrelangen Engagement in 
der NSDAP und ihren Gliederungen verknüpft war. Die Loyalität dieser Beamten gegenüber dem 
NS-Regime bot die Gewähr, dass ihre Abteilungen und Dezernate in systemstabilisierender Weise 
funktionierten. 

RP von Oeynhausen suchte in Konkurrenzkon� ikten weiterhin die Entscheidungsgewalt der 
Verwaltung zu behaupten, doch verlor er zunehmend seinen großen Handlungsspielraum. Seine 
frühere Selbstbehauptung wich einer stärkeren Anpassung. Die Mindener Regierung setzte 
Anordnungen der Obersten Reichsbehörden p� ichtgemäß um und arbeitete im nationalsozialis-
tischen Sinne. Mit bürokratischer E�  zienz leistete sie auch ihren Anteil zur Durchführung der 
Unrechtsmaßnahmen des Regimes. Nur in Einzelfällen gab es Versuche, Härten abzumildern, wie 
ein Blick auf die antisemitischen Maßnahmen im Schulwesen verdeutlicht. 

Nachdem jüdische Kinder bereits im April 1933 vom Besuch weiterführender Schulen weitgehend 
ausgeschlossen waren, gab es in den folgenden Jahren verschiedene Bestrebungen, sie auch von den 
Volksschulen auszuschließen. Diese Initiativen scheiterten jedoch an gesetzlichen Regelungen wie 
der Schulp� icht oder an der Frage, wie die jüdischen Schulen � nanziert werden sollten. Nach den 
Novemberpogromen von 1938 ent� elen derartige Bedenken, die Ausgrenzung jüdischer Bürger 
verschärfte sich in allen Lebensbereichen. Am 15. November 1938 ordnete der Reichserziehungs-
minister die vollständige Rassentrennung an den Volksschulen an. Die Mindener Schulverwaltung 
und ihre nachgeordneten Behörden setzten die Anordnungen weisungsgemäß um, die jüdischen 
Schulkinder wurden erfasst und abgesondert. Sie durften fortan nur noch von der »Reichsverei-
nigung der Juden in Deutschland« errichtete private Schulen besuchen. Als im März 1941 alle 
jüdischen Zwergschulen aufgelöst werden mussten, setzte sich von Oeynhausen dafür ein, die Auf-
lösung der Schule in Herford rückgängig zu machen, um den zum Teil recht kleinen Kindern den 
weiten Schulweg nach Bielefeld in die nächstgelegene jüdische Schule zu ersparen. Seine Bemü-
hungen blieben aber erfolglos. Ein Jahr später, im Sommer 1942, ordnete der Reichserziehungsmi-
nister in einem Geheimerlass die endgültige Schließung aller noch verbliebenen jüdischen Schulen 
an. Zu dieser Zeit hatten die Deportationen aus dem »Altreich« und der systematische Völkermord 
an den Juden längst begonnen. Der erste Transport aus dem Mindener Regierungsbezirk hatte 
Bielefeld bereits am 13. Dezember 1941 verlassen.

16) Im Runderlass vom 15. November 1938 
 ordnete der Kultusminister die vollständige 
 Rassentrennung an den Volksschulen an. 

15) Die Anfrage des Bielefelder Oberbürgermeisters 
 vom 1. Oktober 1937 ist ein Beispiel für die fort-
 schreitende Ausgrenzung der Juden im Alltag.



26 27

Die ö� entliche Verwaltung war bei der Ausgrenzung und Verfolgung der Juden bis hin zum 
Genozid nur noch technisches Ausführungsorgan, doch leistete sie einen unverzichtbaren Beitrag 
zur Durchführung der Maßnahmen. Die Mindener Bezirksregierung setzte wie andere Behörden 
die Anordnungen mit bürokratischer E�  zienz um, auch wenn es punktuelle Bemühungen gab, 
gewisse Härten abzumildern. Dabei erleichterten ein sachliches bürokratisches Handeln und eine 
arbeitsteilige Aufgabenverteilung das Mitmachen, denn das Zusammenwirken verschiedener Ver-
waltungsbehörden reduzierte den eigenen Anteil an den Unrechtsmaßnahmen. 

1943: Wechsel an der Spitze der Mindener Bezirksregierung 
Die zahlreichen Kon� ikte von Oeynhausens mit verschiedenen regionalen Parteidienststellen 
führten seit Ende der 1930er Jahre dazu, dass Gauleiter Meyer mehr und mehr von Oeynhausen 
abrückte. Im September 1942 drängte Meyer gegenüber dem Innenministerium auf die Entfer-
nung des Regierungspräsidenten aus Minden, die er mit dessen zu laxer Haltung in der Kirchen-
frage begründete. Zum 1. Juli 1943 wurde von Oeynhausen in den Ruhestand versetzt. 
Von Oeynhausens 10-jährige Amtszeit war unter den Bedingungen der NS-Zeit ungewöhnlich 
lang. Nur vier der 26 in der Machtergreifungsphase neu eingesetzten preußischen Regierungsprä-
sidenten (insgesamt gab es 34 preußische Regierungsbezirke im »Altreich«) blieben länger im Amt. 
Ähnlich wie die meisten seiner Kollegen verlor von Oeynhausen sein Amt, weil der Gauleiter auf 
die Ablösung des ihm unbequem gewordenen Regierungspräsidenten drängte. Allerdings setzte 
sich Meyer, der von Oeynhausen – wie er in seinem Entlassungsgesuch betonte – „als Menschen 
und verdienstvollen Kämpfer der NSDAP. persönlich sehr schätz[t]e“, 9 gegenüber dem Reichsin-
nenministerium mit Nachdruck für eine ehrenvolle Verabschiedung des Regierungspräsidenten 
ein. So drängte er auf Wunsch Oeynhausens auf die Anwesenheit des Reichsinnenministers oder 
wenigstens des Staatssekretärs bei der o�  ziellen Verabschiedungsfeier. Zwar ist hier in Rechnung 
zu stellen, dass die Di� erenzen mit Rücksicht auf die Stimmung in der Bevölkerung, bei der von 
Oeynhausen großes Ansehen besaß, verschleiert werden sollten. Aber für einen politisch als nicht 
mehr zuverlässig eingestuften Parteigenossen hätte Meyer wohl kaum die Verleihung des Golde-
nen Parteiabzeichens sowie die Ehrenbürgerschaft der Stadt Oeynhausen vorgeschlagen, zumal 
die Verleihung von Ehrenbürgerschaften an lebende Personen nach den Auswüchsen, die diese 
Ehrungen zu Beginn des »Dritten Reiches« angenommen hatten, verboten war. 

Mit dem Wechsel an der Spitze der Mindener Regierung verband Meyer auch eigene machtpoli-
tische Ziele, die Teil der Verschiebungen des Machtgefüges während des Krieges waren. Auf der 
obersten Reichsebene setzte sich die Parteikanzlei immer mehr gegenüber den Reichsministerien 
durch, auf regionaler Ebene entwickelten sich die Gauleiter zu regionalen Herrschaftszentren mit 
immer stärkeren partikularistischen Tendenzen. Bereits in den Jahren 1941/42 drängten die Gau-
leiter und die Parteikanzlei auf die Abscha� ung der Bezirksregierungen, um sie als Herrschaftsin-
strumente der Reichsministerien auszuschalten. Nach dem Vorbild der Reichsgauverfassung in den 
annektierten Ostgebieten sollten auch im »Altreich« die Parteigaue als territoriales Gliederungs-
prinzip der Verwaltungsstruktur dienen, mit einem Reichsstatthalter an der Spitze, der in Per-
sonalunion der Gauleiter war. Diese Pläne wurden zwar nicht realisiert, aber mit der Ernennung 
aller Gauleiter zu Reichsverteidigungskommissaren im November 1942 setzte sich das Gauprinzip 
durch. Die Gauleiter erhielten die Befehlsgewalt über die gesamte Zivilverwaltung in der Mittel-
instanz, was letztlich die Unterstellung der staatlichen Verwaltungsbehörden unter eine Partei-
dienststelle bedeutete. Die Befehlsgewalt über sämtliche regionalen staatlichen und parteiamtli-
chen Dienststellen war damit in der Hand des Gauleiters gebündelt, um auf diese Weise angesichts 
des sich verschärfenden Bombenkrieges ein e�  zienteres Krisenmanagement zu gewährleisten. 

Als das Innenministerium im Februar 1943 die Zusammenlegung der an einem Ort be� ndlichen 
Oberpräsidien und Bezirksregierungen erwog, um Personal einzusparen, nahm Gauleiter Meyer 
eine Umfrage des Innenministeriums zum Anlass, um Schritte zur Errichtung eines »nordwest-
fälischen Reichsgaues« einzuleiten. Zunächst sollten die westfälische Provinz geteilt und das 
Oberpräsidium mit der Regierung in Münster zusammengelegt werden. Später sollten der neuen 
Behörde die Regierung in Minden sowie die Verwaltungen der Länder Lippe und Schaum-
burg-Lippe, die ebenfalls zu Meyers Gaugebiet gehörten, eingegliedert werden. Erst als das 
Innenministerium, unterstützt von der Parteikanzlei, dieses eigenmächtige Vorgehen in scharfem 
Ton untersagte, ließ Meyer die Vorbereitungen ruhen. Allerdings stellte er nun durch eine ge-
schickte Personalpolitik die Weichen für eine künftige Realisierung seiner Pläne. So wurde auf 
Druck Meyers der erst wenige Monate zuvor in Münster endgültig eingesetzte Regierungsprä-
sident von Stosch nach Minden versetzt. Eine Neubesetzung in Münster verhinderte Meyer, um 
die Regierung durch seinen Stellvertreter im Oberpräsidium mitverwalten zu lassen. Darüber 
hinaus bereitete er die Eingliederung der lippischen Länder vor, indem er 1944 die Ernennung des 
Landespräsidenten von Schaumburg-Lippe, Karl Dreier, zum Vizepräsidenten der Regierung in 
Minden durchsetzte. 

9  Vermerk des Leitenden Staatssekretärs im Innenministerium vom 18.9.142, in: Bundesarchiv Berlin-Lichterfelde R 1501 Nr. 5533, Bl. 288.
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Regierungspräsident Dr. Günther Graf von Stosch   

Von Stosch verdankte seinen beru� ichen Aufstieg in der NS-Zeit seiner engen Bindung an 
Gauleiter Meyer. Der am 29.5.1893 im niederschlesischen Liegnitz geborene Sohn eines Rit-
tergutsbesitzers begann 1912 ein juristisches und volkswirtschaftliches Studium, das von einer 
mehrjährigen Kriegsteilnahme unterbrochen wurde. Von Stosch gehörte damit zur sogenannten 
»Frontkämpfergeneration«, die durch das Fronterlebnis geprägt und durch die antirepublikanische 
Geisteshaltung an den Universitäten in den frühen 1920er Jahren politisiert wurde. Diese Gene-
ration sah sich beim Berufsstart dramatisch schlechten Karrierechancen gegenüber, insbesondere 
in der ö� entlichen Verwaltung. So trat von Stosch 1923 in die Privatwirtschaft über, zur Bergbau 
AG Lothringen in Bochum. Infolge der wirtschaftlichen und politischen Krise Anfang der 1930er 
Jahre verstärkte sich seine antirepublikanische Haltung: 1930 trat er dem Stahlhelm bei, 1932 der 
DNVP. 

Als er 1932 wegen der schlechten Wirtschaftslage seine Kündigung erhielt, richtete von Stosch an 
den ihm bekannten Reichspräsidenten von Hindenburg ein Gesuch um Rückübernahme in den 
Staatsdienst, das allerdings abschlägig beschieden wurde. Im April 1933 aber gelang von Stosch 

doch die Rückkehr in den ö� entlichen Dienst. Er wurde als Dezernent in die politische Abteilung 
des Polizeipräsidenten in Recklinghausen übernommen und nach der Errichtung der Staatspolizei-
stelle zu deren Leiter bestellt. In dieser Funktion � el von Stosch, der zum 1. Mai 1933 der NSDAP 
beitrat, o� enbar Gauleiter Meyer positiv auf. Ein Jahr später wurde von Stosch zum Oberbürger-
meister in Bottrop berufen – gegen den Willen des Gaupersonalamts, das ihn als Adeligen und 
jungen Parteigenossen ohne Parteiamt ablehnte, aber mit Zustimmung des Gauleiters. 

Der engen Bindung an den Gauleiter verdankte von Stosch sechs Jahre später auch seine Berufung 
zum Regierungspräsidenten in Münster. Als dann 1943 der Posten des Regierungspräsidenten 
in Minden neu zu besetzen war, lehnte Meyer einen vom Innenministerium vorgeschlagenen gau-
fremden Kandidaten ab und setzte die Versetzung von Stoschs nach Minden durch. 

Seine Loyalität gegenüber dem Gauleiter hatte von Stosch wiederholt bewiesen, zuletzt bei der 
Umfrage des Innenministeriums Anfang 1943, ob die an einem Ort be� ndlichen Oberpräsidien 
und Bezirksregierungen zusammengelegt werden sollten. Im Unterschied zu der großen Mehrheit 
der preußischen Regierungspräsidenten, die diese Pläne entschieden ablehnten und durch ihren 
Protest letztlich eine Au� ösung ihrer Behörden verhindern konnten, enthielt sich von Stosch in 
dieser existenziellen Frage seiner Behörde jeder Stellungnahme. Er stellte sich nicht gegen die 
Interessen des Oberpräsidenten und Gauleiters Meyer. 

Seine tiefe Loyalität gegenüber dem Gauleiter brachte von Stosch auch bei seiner Amtseinführung 
in Minden zum Ausdruck, indem er diesem versicherte: „mein Wunsch geht dahin, … durch un-
beirrbaren Einsatz für die Nationalsozialistische Bewegung und durch Treue zu ihrer Idee Ihnen 
den Dank abzustatten, den ich Ihnen, Gauleiter, für Ihr grosses Vertrauen schulde.“ 10 Ein ihm 
derart ergebener Behördenleiter sicherte Meyer den größten Ein� uss auf die regionale Verwaltung. 

Die beiden letzten Kriegsjahre
Die Amtszeit von Stoschs stand im Zeichen des »totalen Krieges«, den Propagandaminister 
Goebbels im Februar 1943 nach der Niederlage von Stalingrad ausgerufen hatte, um alle Reser-
ven für die Kriegsanstrengungen, insbesondere die Kriegswirtschaft und Rüstungsproduktion, zu 
mobilisieren. Zugleich setzte im Frühjahr 1943 die Hauptphase des alliierten Luftkrieges ein, die 
im sogenannten »Battle of the Ruhr« als erstes das rheinisch-westfälische Industriegebiet traf. Der 
Regierungsbezirk Minden war davon vor allem durch die Evakuierungsmaßnahmen betro� en. 
»Nicht kriegswichtige« Bevölkerungsgruppen wie Kinder und nicht berufstätige Frauen, Alte und 
Kranke wurden nach einem zentral festgelegten Verteilungsplan evakuiert, der den westlichen Tei-
len des nordwestfälischen Gaues den Bezirk Minden und die lippischen Länder sowie Oberbayern 
und Salzburg als Aufnahmegebiete zuwies. Eigenen Handlungsspielraum besaß die Mindener 
Bezirksregierung kaum noch. Entscheidungen wurden vom Reichsverteidigungskommissar und 
dem ihm als geschäftsführende Behörde zugewiesenen westfälischen Oberpräsidium getro� en, die 
Mindener Regierung fungierte im Wesentlichen nur als reines Ausführungsorgan.

17) Günther Graf von Stosch (links) 
 neben dem nordwestfälischen 
 Gauleiter Dr. Alfred Meyer (Mitte)

10  Rede des RP Dr. Graf von Stosch, Minden anlässlich seiner Einführung durch den Gauleiter am 19.9.1943, 

in: Landesarchiv NRW – Abteilung Ostwestfalen-Lippe – M1 Pr Nr. 1144-143.



Regierungspräsident 

Dr. Günther Graf von Stosch 

29.5.1893 geboren in Liegnitz (Schlesien) 

 Konfession: evangelisch-lutherisch

1912  Abitur, Studium der Rechtswissenschaft und der Volkswirtschaft 

1914-1919  Kriegsdienst

Mai 1920  Erste juristische Staatsprüfung, anschließend Gerichtsreferendar beim 

 OLG Naumburg

15.3.1921  Promotion in Breslau zum Dr. jur.

April 1923 Zweite juristische Staatsprüfung, als Regierungsassessor dem Polizeipräsident  

 Breslau zugeteilt

19.9.1923  Entlassung auf Antrag, Wechsel in die Industrie zur Bergbau AG 

 „Lothringen“ in Bochum

13.4.1933 Wiedereintritt in den Staatsdienst als Regierungsassessor beim Polizeipräsident  

 in Recklinghausen 

1.5.1933 Eintritt in die NSDAP

1.5.1933-20.3.1935 Leiter der Staatspolizeistelle für den Regierungsbezirk Münster in Recklinghausen 

 (1.5.1933 kommissarisch, 1.4.1934 endgültig)

21.3.1935-7.12.1941 Oberbürgermeister der Stadt Bottrop

30.1.1941 Eintritt in die SA, zuletzt (9.11.1942) zum Obersturmbannführer befördert

7.12.1941-1.4.1943 Regierungspräsident in Münster (7.12.1941 vertretungsweise, 28.8.1942 endgültig)

1.4.1943-8.5.1945 Regierungspräsident in Minden (1.4.1943 vertretungsweise, 7.8.1943 endgültig, 

 Verlassen der Dienststelle Anfang April 1945, o�  ziell bis zum 8.5.1945 im Amt)

Mai 1945   Internierung im Lager Recklinghausen (mindestens bis Mai 1947)

11.10.1949  Freispruch in einem Strafverfahren vor dem Schwurgericht Bochum

 wegen seiner Tätigkeit als Leiter der Staatspolizeistelle (wegen 

 Verbrechen gegen die Menschlichkeit und Aussageerpressung)

12.4.1950  im Entnazifi zierungsverfahren in Kategorie IV (Mitläufer) eingestuft

23.3.1955  gestorben in Essen

verheiratet, 4 Kinder 
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Das Verhältnis der Verwaltung zu den Parteidienststellen, denen die »Menschenführung«, die als 
politische Betreuung der Bevölkerung verstanden wurde, oblag, war bei der Krisenbewältigung 
im Wesentlichen von Kooperation geprägt. Das Katastrophenmanagement wurde von den immer 
knapper werdenden Ressourcen bestimmt, zugleich nahm parallel zur äußeren Gewalt die ideolo-
gische Radikalisierung zu. Parteidienststellen und staatliche Stellen arbeiteten eng zusammen, ein 
mäßigender Ein� uss der Verwaltung lässt sich nicht feststellen.  

Die letzten Monate des NS-Regimes waren für die Mindener Regierung von einem umfassenden 
Chaos geprägt. Dieses hatte seine Ursache in den Anordnungen Gauleiter Meyers zur Scha� ung 
des »nordwestfälischen Reichsgaues«. Im August 1944 ordnete Meyer in seiner Funktion als 
Reichsverteidigungskommissar die Verlegung großer Teile der Mindener Regierung nach Münster 
an, um unter Ausnutzung der Kriegsverhältnisse die Zusammenlegung der Behörden voranzu-
treiben. Da das Oberpräsidium aber durch Bombenangri� e der Alliierten schwer zerstört wurde, 
musste der verlegte Teil der Mindener Regierung nach Bad Driburg ausweichen. Fehlende Räum-
lichkeiten und eine unzureichende Kommunikation mit den nachgeordneten Behörden ließen die 
Arbeit weitgehend zum Erliegen kommen. Einige Mindener Dezernenten beklagten wochenlange 
Verspätungen im Berichtswesen, um leitende Gaufunktionäre und das Innenministerium für den 
Erhalt ihrer Behörde zu mobilisieren. Unter Verweis auf Hitlers Führerentscheid von 1943, der die 
Aufhebung oder Stilllegung von Bezirksregierungen während des Krieges untersagt hatte, unter-
banden Innenministerium und Reichskanzlei schließlich das eigenmächtige Vorgehen des Gau-
leiters. Ende Dezember ordnete von Stosch auf Weisung des Reichsverteidigungskommissars die 
Rückverlegung der Mindener Regierung an. Kurz vor Ende des Krieges, am 28. März 1945, wurde 
dann jedoch auch das Regierungsgebäude in Minden bei einem Luftangri�  schwer beschädigt. 

33
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Zusammenfassung 

In der NS-Zeit standen der Bezirksregierung in Minden zwei sehr unterschiedliche Typen von Re-
gierungspräsidenten vor: auf der einen Seite der ältere, konservative Fachbeamte von Oeynhausen, 
der aufgrund seiner herausgehobenen sozialen und politischen Stellung einen großen Handlungs-
spielraum besaß, zumindest in den ersten Jahren seiner Amtszeit, auf der anderen Seite der jüngere 
von Stosch, der seinen beru� ichen Aufstieg der engen Bindung an den Gauleiter verdankte und 
sich in seinem Verwaltungshandeln loyal an dessen Wünschen und Vorgaben orientierte. 

Seinen großen Handlungsspielraum nutzte von Oeynhausen in der Tat – wie eingangs zitiert – zu 
einem eigenständigen Verwaltungshandeln, das von dem Festhalten an alt-preußischen Bürokra-
tietraditionen und einem weitgehend von gesetzlichen Normen geleiteten Handeln geprägt war. 
Er stellte sich wiederholt schützend vor die Beamten seiner Regierung und verteidigte die Eigen-
ständigkeit seiner Behörde. Allerdings, so ist einschränkend festzuhalten, lag dem Korpsgeist und 
Selbstbehauptungswillen zu keiner Zeit eine herrschaftsbegrenzende Absicht zugrunde. Im Ge-
genteil, von Oeynhausen wollte die Verwaltung zu einem schlagkräftigen Herrschaftsinstrument 
des NS-Regimes ausbauen. Auch von Oeynhausens wiederholt geäußerte Kritik an nachgeordne-
ten Parteidienststellen oder Gewaltexzessen bei der Verfolgung rassischer Gegner blieb letztlich 
immer systemimmanent, da er die ideologischen Ziele des Regimes eben so wenig wie von Stosch 
infrage stellte. Vielmehr trug die Mindener Bezirksregierung unter beiden Regierungspräsidenten 
– trotz punktueller Abschwächungen unter von Oeynhausen – mit bürokratischer E�  zienz zur 
Durchsetzung des nationalsozialistischen Herrschaftsanspruchs und zur Umsetzung der Verfol-
gungs- und Unrechtsmaßnahmen bei.

34

18) Gesuch des Mindener Medizinaldezernenten an den Gaugesundheits-
 führer Dr. Fenner vom 15. November 1944, sich beim Gauleiter für die 
 Rückverlegung der nach Münster bzw. Bad Driburg ausgelagerten Teile 
 der Mindener Regierung einzusetzen
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